
Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über die Beteiligung der
Öffentlichkeit bei der Ausarbeitung bestimmter umweltbezogener Pläne und Programme und zur

˜nderung der Richtlinien 85/337/EWG und 96/61/EG des Rates

(2001/C 154 E/12)

(Text von Bedeutung für den EWR)

KOM(2000) 839 endg. � 2000/0331(COD)

(Von der Kommission vorgelegt am 18. Januar 2001)

DAS EUROP˜ISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER
EUROP˜ISCHEN UNION �

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 175 Absatz 1,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses,

nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen,

gemäß dem Verfahren des Artikels 251 EG-Vertrag,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die gemeinschaftlichen Umweltvorschriften sollen dazu
beitragen, die Umweltqualität zu erhalten, zu schützen
und zu verbessern und die menschliche Gesundheit zu
schützen.

(2) Die gemeinschaftlichen Umweltvorschriften enthalten
auch Bestimmungen, die Behörden oder andere Stellen
beachten müssen, wenn sie Entscheidungen treffen, die
erhebliche Auswirkungen auf die Umwelt und auf die
Gesundheit und das Wohlbefinden des Einzelnen haben.

(3) Eine effektive Beteiligung der Öffentlichkeit bei Entschei-
dungen ermöglicht es einerseits der Öffentlichkeit, Mei-
nungen und Bedenken zu äußern, die für diese Entschei-
dungen von Belang sein können, und andererseits den
Entscheidungsträgern, diese Meinungen und Bedenken zu
berücksichtigen; dadurch wird der Entscheidungsprozess
nachvollziehbarer und transparenter, und in der Öffent-
lichkeit wächst das Bewusstsein für Umweltbelange.

(4) Die Beteiligung, in die auch Verbände, Organisationen und
Gruppen � insbesondere Nichtregierungsorganisationen,
die sich für den Umweltschutz einsetzen � einbezogen
sind, sollte daher gefördert werden.

(5) Die Gemeinschaft hat am 25. Juni 1998 das VN/ECE-
Übereinkommen über den Zugang zu Informationen, die
Öffentlichkeitsbeteiligung an Entscheidungsverfahren und
den Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten (das
ÐAarhus-Übereinkommen�) unterzeichnet. Damit die Ge-
meinschaft dieses Übereinkommen ratifizieren kann, sollte

das Gemeinschaftsrecht in geeigneter Weise an dieses
Übereinkommen angeglichen werden.

(6) Eines der Ziele des Übereinkommens ist es, das Recht auf
Beteiligung der Öffentlichkeit an bestimmten Entschei-
dungsverfahren im Umweltbereich zu gewährleisten und
somit dazu beizutragen, dass das Recht des Einzelnen auf
ein Leben in einer der Gesundheit und dem Wohlbefinden
zuträglichen Umwelt geschützt wird.

(7) Artikel 6 des Aarhus-Übereinkommens sieht die Betei-
ligung der Öffentlichkeit an Entscheidungen über be-
stimmte Tätigkeiten, die in Anhang I des Übereinkom-
mens aufgeführt sind, sowie über dort nicht aufgeführte
Tätigkeiten, die eine erhebliche Auswirkung auf die Um-
welt haben können, vor.

(8) Artikel 7 des Aarhus-Übereinkommens sieht die Betei-
ligung der Öffentlichkeit bei umweltbezogenen Plänen,
Programmen und Politiken vor.

(9) Artikel 9 Absätze 2 und 4 des Aarhus-Übereinkommens
sieht Bestimmungen über den Zugang zu gerichtlichen
oder anderen Verfahren zwecks Anfechtung der materiell-
und verfahrensrechtlichen Rechtmäßigkeit von Entschei-
dungen, Handlungen oder Unterlassungen in Fällen vor,
in denen gemäß Artikel 6 des Übereinkommens eine Öf-
fentlichkeitsbeteiligung vorgesehen ist.

(10) Für bestimmte Richtlinien im Umweltbereich, aufgrund
deren die Mitgliedstaaten umweltbezogene Pläne und Pro-
gramme erstellen müssen, sollten Bestimmungen erlassen
werden, die die Beteiligung der Öffentlichkeit in Einklang
mit dem Aarhus-Übereinkommen, insbesondere mit Arti-
kel 7, gewährleisten.

(11) Die Richtlinie 85/337/EWG des Rates vom 27. Juni 1985
über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten
öffentlichen und privaten Projekten (1) und die Richtlinie
96/61/EG des Rates vom 24. September 1996 über die
integrierte Vermeidung und Verminderung der Umwelt-
verschmutzung (2) sollten geändert werden, um ihre voll-
ständige Übereinstimmung mit den Bestimmungen des
Aarhus-Übereinkommens, insbesondere mit Artikel 6
und Artikel 9 Absätze 2 und 4, sicherzustellen.
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(1) ABl. L 175 vom 5.7.1985, S. 40, geändert durch die Richtlinie
97/11/EG (ABl. L 73 vom 14.3.1997, S. 5).

(2) ABl. L 257 vom 10.10.1996, S. 26.



(12) Entsprechend dem in Artikel 5 EG-Vertrag niedergelegten
Subsidiaritäts- und dem Verhältnismäßigkeitsprinzip kön-
nen die Ziele dieser Richtlinie auf der Ebene der Mitglied-
staaten nicht ausreichend erreicht werden, sie können da-
her wegen des Umfangs und der Auswirkungen der Maß-
nahme besser auf Gemeinschaftsebene verwirklicht wer-
den. Diese Richtlinie beschränkt sich auf das zur Errei-
chung dieser Ziele notwendige Mindestmaß und geht
nicht über das dazu Erforderliche hinaus �

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

Öffentlichkeitsbeteiligung bei Plänen und Programmen

(1) Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck ÐÖf-
fentlichkeit� eine oder mehrere natürliche oder juristische Per-
sonen und, in Übereinstimmung mit den innerstaatlichen
Rechtsvorschriften oder der innerstaatlichen Praxis, deren Ver-
einigungen, Organisationen oder Gruppen.

(2) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Öffentlichkeit
frühzeitig und in effektiver Weise die Möglichkeit erhält, sich
an der Ausarbeitung und Überarbeitung der Pläne und gegebe-
nenfalls der Programme zu beteiligen, die aufgrund der im
Anhang I aufgeführten Vorschriften aufzustellen sind.

Zu diesem Zweck stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass

a) die Öffentlichkeit durch öffentliche Bekanntmachung oder
andere geeignete Mittel über Vorschläge für solche Pläne
oder Programme bzw. für deren Überarbeitung unterrichtet
wird und dass die einschlägigen Informationen über diese
Vorschläge der Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden;

b) die Öffentlichkeit das Recht hat, Stellung zu nehmen und
Meinungen zu äußern, bevor Entscheidungen über die Pläne
und Programme getroffen werden;

c) den Ergebnissen der Öffentlichkeitsbeteiligung bei diesen
Entscheidungen gebührend Rechnung getragen wird.

(3) Die Mitgliedstaaten ermitteln die Kreise der Öffentlich-
keit, die für die Zwecke des Absatzes 2 ein Beteiligungsrecht
haben; hierzu zählen einschlägige Nichtregierungsorganisatio-
nen, etwa solche, die sich für den Umweltschutz einsetzen.

Die genauen Bestimmungen für die Öffentlichkeitsbeteiligung
im Rahmen dieses Artikels werden von den Mitgliedstaaten
festgelegt; dabei wird eine breite Beteiligung der Öffentlichkeit
sichergestellt.

Der Zeitrahmen muss so gewählt werden, dass genügend Zeit
für die verschiedenen in diesem Artikel vorgesehenen Phasen
der Öffentlichkeitsbeteiligung bleibt.

Artikel 2

˜nderung der Richtlinie 85/337/EWG

Die Richtlinie 85/337/EWG wird wie folgt geändert:

1. In Artikel 1 Absatz 2 werden die folgenden Begriffsbestim-
mungen angefügt:

Ð ,Öffentlichkeit�: eine oder mehrere natürliche oder juristi-
sche Personen und, in Übereinstimmung mit den innerstaat-
lichen Rechtsvorschriften oder der innerstaatlichen Praxis,
deren Vereinigungen, Organisationen oder Gruppen.

,betroffene Öffentlichkeit�: die von Genehmigungsverfahren
betroffene oder wahrscheinlich betroffene Öffentlichkeit
oder die Öffentlichkeit mit einem Interesse daran; im Sinne
dieser Begriffsbestimmung haben Nichtregierungsorganisa-
tionen, die sich für den Umweltschutz einsetzen und alle
nach innerstaatlichem Recht geltenden Voraussetzungen er-
füllen, ein Interesse.�

2. Artikel 6 wird wie folgt geändert:

a) Absätze 2 und 3 erhalten folgende Fassung:

Ð(2) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die betrof-
fene Öffentlichkeit frühzeitig und in effektiver Weise die
Möglichkeit erhält, sich an dem Genehmigungsverfahren
zu beteiligen. Für diese Beteiligung gelten Absätze 3, 4
und 5.

(3) Die Öffentlichkeit wird, durch öffentliche Bekannt-
machung oder auf anderem geeignetem Wege, frühzeitig
im Verlauf des Genehmigungsverfahrens, spätestens je-
doch sobald die Informationen zur Verfügung gestellt
werden können, über Folgendes informiert:

a) die Beantragung einer Genehmigung;

b) die Tatsache, dass das Projekt Gegenstand einer Um-
weltverträglichkeitsprüfung ist, und, soweit gegeben,
die Tatsache, dass Artikel 7 Anwendung findet;

c) die genauen Angaben zu den für die Entscheidung
zuständigen Behörden, bei denen einschlägige Infor-
mationen erhältlich sind oder denen Stellungnahmen
oder Fragen vorgelegt werden können;

d) die Art möglicher Entscheidungen und, soweit vorhan-
den, den Entscheidungsentwurf;

e) alle Informationen, die gemäß Artikel 5 eingeholt
wurden;

f) die wichtigsten Berichte und Empfehlungen, die der
bzw. den zuständigen Behörden im Verlauf des Ge-
nehmigungsverfahrens vorgelegt wurden, einschließ-
lich aller Stellungnahmen, die von Behörden im Rah-
men der Konsultationen nach Absatz 1 abgegeben
wurden;
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g) die Angaben, wann, wo und in welcher Weise die
einschlägigen Informationen zugänglich gemacht wer-
den;

h) Einzelheiten zu den Vorkehrungen für die Öffentlich-
keitsbeteiligung nach Absatz 5.�

b) Die folgenden Absätze 4 und 5 werden angefügt:

Ð(4) Die betroffene Öffentlichkeit hat das Recht, der
zuständigen Behörde bzw. den zuständigen Behörden ge-
genüber Stellung zu nehmen und Meinungen zu äußern,
bevor die Entscheidung über den Genehmigungsantrag
getroffen wird.

(5) Die genauen Vorkehrungen für die Unterrichtung,
beispielsweise durch Aushang in einem bestimmten Um-
kreis oder durch Veröffentlichung in der örtlichen Presse,
und Konsultation der Öffentlichkeit, beispielsweise durch
schriftliche Eingaben oder eine öffentliche Anhörung,
werden von den Mitgliedstaaten festgelegt. Der Zeitrah-
men muss so gewählt werden, dass genügend Zeit für die
verschiedenen in diesem Artikel vorgesehenen Phasen der
Beteiligung bleibt.�

3. Artikel 7 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden die Worte ÐVerfahren der Umwelt-
verträglichkeitsprüfung (UVP)� durch das Wort ÐGeneh-
migungsverfahren� ersetzt.

b) Absatz 2 erhält die folgende Fassung:

Ð(2) Teilt ein Mitgliedstaat nach Erhalt der in Absatz 1
genannten Angaben mit, dass er an dem Genehmigungs-
verfahren teilzunehmen beabsichtigt, so übermittelt der
Mitgliedstaat, in dessen Hoheitsgebiet das Projekt durch-
geführt werden soll, sofern noch nicht geschehen, dem
betroffenen Mitgliedstaate die angeforderten oder nach
Artikel 6 Absätze 3 und 5 bereitgestellten Informatio-
nen.�

c) Absatz 5 erhält die folgende Fassung:

Ð(5) Die detaillierten Bestimmungen für die Umset-
zung der Vorschriften dieses Artikels werden von den
betroffenen Mitgliedstaaten bestimmt; sie müssen derart
sein, dass die betroffene Öffentlichkeit im Hoheitsgebiet
eines betroffenen Mitgliedstaates die Möglichkeit erhält,
effektiv am Genehmigungsverfahren für das Projekt teil-
zunehmen.�

4. Artikel 9 Absatz 2 erhält die folgende Fassung:

Ð(2) Die zuständige(n) Behörde(n) unterrichtet (unterrich-
ten) die gemäß Artikel 7 konsultierten Mitgliedstaaten und
übermittelt (übermitteln) ihnen die in Absatz 1 des vorlie-
genden Artikels genannten Angaben.

Die konsultierten Mitgliedstaaten stellen sicher, dass der be-
troffenen Öffentlichkeit in ihrem Hoheitsgebiet diese Infor-
mationen zugänglich sind.�

5. Der folgende Artikel 10a wird eingefügt:

ÐArtikel 10a

Die Mitgliedstaaten stellen im Rahmen ihrer innerstaatlichen
Rechtsvorschriften sicher, dass die betroffene Öffentlichkeit
Zugang zu einem Überprüfungsverfahren vor einem Gericht
oder einer anderen auf gesetzlicher Grundlage geschaffenen
Stelle hat, um die materiellrechtliche und verfahrensrecht-
liche Rechtmäßigkeit von Entscheidungen, Handlungen oder
Unterlassungen anzufechten, für die die Bestimmungen die-
ser Richtlinie über die Öffentlichkeitsbeteiligung gelten.

Die betreffenden Verfahren werden zügig und zu nicht über-
mäßig hohen Kosten durchgeführt.�

6. Anhang I wird nach Maßgabe von Anhang I der vorliegen-
den Richtlinie geändert.

Artikel 3

˜nderung der Richtlinie 96/61/EG

Die Richtlinie 96/61/EG wird wie folgt geändert:

1. Artikel 2 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 10 wird folgender Absatz angefügt:

ÐIm Sinne von Buchstabe b) gilt jede ˜nderung oder
Erweiterung des Betriebs als wesentlich, wenn die ˜nde-
rung oder Erweiterung für sich genommen die entspre-
chenden Kriterien oder Schwellenwerte in Anhang I er-
reicht.�

b) Folgende Nummern 13 und 14 werden angegefügt:

Ð13. ,Öffentlichkeit� eine oder mehrere natürliche oder
juristische Personen und, in Übereinstimmung mit
den innerstaatlichen Rechtsvorschriften oder der in-
nerstaatlichen Praxis, deren Vereinigungen, Organi-
sationen oder Gruppen;

14. ,betroffene Öffentlichkeit� die von einer Entschei-
dung über die Erteilung oder Aktualisierung einer
Genehmigung oder von Genehmigungsauflagen be-
troffene oder wahrscheinlich betroffene Öffentlich-
keit oder die Öffentlichkeit mit einem Interesse da-
ran; im Sinne dieser Begriffsbestimmung haben
Nichtregierungsorganisationen, die sich für den
Umweltschutz einsetzen und alle nach innerstaatli-
chem Recht geltenden Voraussetzungen erfüllen, ein
Interesse.�
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2. In Artikel 6 Absatz 1 Unterabsatz 1 wird der folgende
Gedankenstrich angefügt:

Ð� wichtigste vom Antragsteller geprüfte Alternativen in
einer Übersicht.�

3. Artikel 15 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 erhält die folgende Fassung:

Ð(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die betrof-
fene Öffentlichkeit frühzeitig und in effektiver Weise die
Möglichkeit erhält, sich am Entscheidungsverfahren zur
Erteilung oder Aktualisierung einer Genehmigung oder
von Genehmigungsauflagen zu beteiligen. Für diese Be-
teiligung gilt das in Anhang V genannte Verfahren.�

b) Der folgende Absatz 5 wird hinzugefügt:

Ð(5) Wurde eine Entscheidung getroffen, so unterrich-
tet die zuständige Behörde die Öffentlichkeit in geeig-
neter Weise und stellt ihr folgende Informationen zur
Verfügung:

a) den Inhalt der Entscheidung, einschließlich einer Ko-
pie der Genehmigung und etwaiger Genehmigungs-
auflagen sowie späterer Aktualisierungen, und

b) die Gründe und Erwägungen, auf denen die Entschei-
dung beruht.�

4. Der folgende Artikel 15a wird eingefügt:

ÐArtikel 15a

Zugang zu Gerichten

Die Mitgliedstaaten stellen im Rahmen ihrer innerstaatlichen
Rechtsvorschriften sicher, dass die betroffene Öffentlichkeit
Zugang zu einem Überprüfungsverfahren vor einem Gericht
oder einer anderen auf gesetzlicher Grundlage geschaffenen
Stelle hat, um die materiellrechtliche und verfahrensrecht-
liche Rechtmäßigkeit von Entscheidungen, Handlungen oder
Unterlassungen anzufechten, für die die Bestimmungen die-
ser Richtlinie über die Öffentlichkeitsbeteiligung gelten.

Die betreffenden Verfahren werden zügig und zu nicht über-
mäßigen Kosten durchgeführt.�

5. Artikel 17 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung:

ÐStellt ein Mitgliedstaat fest, dass der Betrieb einer Anlage
erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt ei-
nes anderen Mitgliedstaats haben könnte, oder stellt ein

Mitgliedstaat, der möglicherweise davon erheblich be-
rührt wird, ein entsprechendes Ersuchen, so teilt der Mit-
gliedstaat, in dessen Hoheitsgebiet die Genehmigung
nach Artikel 4 oder Artikel 12 Absatz 2 beantragt wurde,
dem anderen Mitgliedstaat die nach Anhang V vorzule-
genden Angaben zum gleichen Zeitpunkt mit, zu dem er
sie seinen eigenen Staatsangehörigen zur Verfügung
stellt.�

b) Die folgenden Absätze 3 und 4 werden angefügt:

Ð(3) Die zuständige Behörde berücksichtigt die Ergeb-
nisse der Konsultationen nach den Absätzen 1 und 2,
wenn sie über den Antrag entscheidet.

(4) Die zuständige Behörde setzt alle nach Absatz 1
konsultierten Mitgliedstaaten von der Entscheidung über
den Antrag in Kenntnis und übermittelt ihnen die in
Artikel 15 Absatz 5 genannten Informationen. Jeder kon-
sultierte Mitgliedstaat ergreift die erforderlichen Maßnah-
men um sicherzustellen, dass der betroffenen Öffentlich-
keit in seinem Hoheitsgebiet diese Informationen zugäng-
lich sind.�

6. Ein Anhang V gemäß Anhang III der vorliegenden Richtlinie
wird angefügt.

Artikel 4

Umsetzung

Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen Rechts- und Ver-
waltungsvorschriften, um dieser Richtlinie spätestens am
31. Dezember 2002 nachzukommen. Sie teilen der Kommis-
sion diese Vorschriften unverzüglich mit.

Bei Erlass dieser Vorschriften nehmen die Mitgliedstaaten in
diesen Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der
amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mit-
gliedstaaten regeln die Einzelheiten dieser Bezugnahme.

Artikel 5

Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffent-
lichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Artikel 6

Adressaten

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.
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ANHANG I

BESTIMMUNGEN ÜBER PL˜NE UND PROGRAMME IM SINNE VON ARTIKEL 3

a) Artikel 7 Absatz 1 der Richtlinie 75/442/EWG des Rates über Abfälle (1).

b) Artikel 6 der Richtlinie 91/157/EWG des Rates über gefährliche Stoffe enthaltende Batterien und Akkumulatoren (2).

c) Artikel 5 Absatz 1 der Richtlinie 91/676/EWG des Rates zum Schutz der Gewässer vor Verunreinigung durch Nitrat
aus landwirtschaftlichen Quellen (3).

d) Artikel 6 Absatz 1 der Richtlinie 91/689/EWG des Rates über gefährliche Abfälle (4).

e) Artikel 14 der Richtlinie 94/62/EG des Rates über Verpackungen und Verpackungsabfälle (5).

f) Artikel 8 Absatz 3 der Richtlinie 96/62/EG des Rates über die Beurteilung und die Kontrolle der Luftqualität (6)
(darunter auch die in Artikel 3 Absatz 4 und in Artikel 5 Absätze 4 und 5 der Richtlinie 1999/30/EG des Rates über
Grenzwerte für Schwefeldioxid, Stickstoffdioxid und Stickstoffoxide, Partikel und Blei in der Luft (7) genannten Pläne).

g) Artikel 14 der Richtlinie 99/31/EG des Rates über Abfalldeponien (8).

(1) ABl. L 194 vom 25.7.75, S. 39. Richtlinie geändert durch die Richtlinie 91/156/EWG des Rates (ABl. L 78 vom 18.3.1991, S. 32).
(2) ABl. L 78 vom 26.3.1991, S. 38. Richtlinie geändert durch die Richtlinie 98/101/EG (ABl. L 1 vom 5.1.1999, S. 1) und ergänzt durch

die Richtlinie 93/86/EWG (ABl. L 264 vom 23.10.1993, S. 51).
(3) ABl. L 375 vom 31.12.1991, S. 1.
(4) ABl. L 377 vom 31.12.1991, S. 20. Richtlinie geändert durch die Richtlinie 94/31/EG des Rates (ABl. L 168 vom 2.7.1994, S. 28).
(5) ABl. L 365 vom 31.12.1994, S. 10.
(6) ABl. L 296 vom 21.11.1996, S. 55.
(7) ABl. L 163 vom 29.6.1999, S. 41.
(8) ABl. L 182 vom 16.7.1999, S. 1.

ANHANG II

In

Anhang I der Richtlinie 85/337/EWG wird die folgende Nummer 22 angefügt:

Ð22. Jede ˜nderung oder Erweiterung von Projekten, die in diesem Anhang aufgeführt sind, wenn sie für sich genom-
men die entsprechenden Kriterien oder Schwellenwerte in diesem Anhang erreicht.�
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ANHANG III

In Richtlinie 96/61/EG wird der folgende Anhang V angefügt:

ÐANHANG V

ÖFFENTLICHKEITSBETEILIGUNG AN ENTSCHEIDUNGSVERFAHREN

1. Die Öffentlichkeit wird (durch öffentliche Bekanntmachung oder auf anderem geeignetem Wege) frühzeitig im Verlauf
des Entscheidungsverfahrens, spätestens jedoch sobald die Informationen zur Verfügung gestellt werden können, über
Folgendes informiert:

a) den Genehmigungsantrag oder gegebenenfalls den Vorschlag zur Aktualisierung einer Genehmigung oder von
Genehmigungsauflagen, einschließlich der Beschreibung der in Artikel 6 Absatz 1 aufgeführten Punkte;

b) gegebenenfalls die Tatsache, dass im Rahmen der Entscheidung eine einzelstaatliche oder grenzübergreifende
Umweltverträglichkeitsprüfung oder Konsultationen zwischen den Mitgliedstaaten gemäß Artikel 17 erforderlich
sind;

c) die genauen Angaben zu den für die Entscheidung zuständigen Behörden, bei denen einschlägige Informationen
erhältlich sind oder denen Stellungnahmen (oder Fragen) vorgelegt werden können;

d) die Art möglicher Entscheidungen und, soweit gegeben, den Entscheidungsentwurf;

e) soweit gegeben die Einzelangaben zu einem Vorschlag zur Aktualisierung einer Genehmigung oder von Geneh-
migungsauflagen;

f) die wichtigsten Berichte und Empfehlungen, die der zuständigen Behörde im Zusammenhang mit dem Entschei-
dungsverfahren vorgelegt wurden;

g) die Angaben dazu, wann, wo und in welcher Weise die einschlägigen Informationen zugänglich sind;

h) die Einzelheiten zu den Bestimmungen für die Beteiligung und Konsultation der Öffentlichkeit nach Absatz 4.

2. Die betroffene Öffentlichkeit hat das Recht, der zuständigen Behörde gegenüber Stellung zu nehmen und Meinungen
zu äußern, bevor eine Entscheidung getroffen wird.

3. Die Ergebnisse der Konsultationen nach diesem Anhang sind bei der Entscheidung zu berücksichtigen.

4. Die genauen Vorkehrungen für die Unterrichtung (beispielsweise durch Aushang in einem bestimmten Umkreis oder
durch Veröffentlichung in der örtlichen Presse) und Konsultation der Öffentlichkeit (beispielsweise durch schriftliche
Eingaben oder eine öffentliche Anhörung) werden von den Mitgliedstaaten festgelegt. Der Zeitrahmen muss so
gewählt werden, dass genügend Zeit für die verschiedenen in diesem Anhang vorgesehenen Phasen der Beteiligung
bleibt.�
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